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SCHRIFTLICHE ANFRAGE P-3357/10
von John Attard-Montalto (S&D)
an die Kommission

Betrifft: Jagd und Fallenfang in Malta

Alle (99,8 %) Jäger und Fallensteller Maltas haben die „erbärmliche“ Ausnahmeregelung der 
Regierung Maltas betreffend die Frühjahrsjagd als eine höchst diskriminierende Maßnahme rundweg 
abgelehnt, da diese im Hinblick auf die zufriedenstellende Lösung, auf die sich der Gerichtshof der 
Europäischen Union in seinem Urteil vom 10. September 2009 berief, völlig unzulänglich sei.

Hat die Kommission – Klägerin im Verfahren gegen Malta – mit der Vereinbarung von Gesprächen mit 
der maltesischen Regierung nicht das Recht der Jäger und Fallensteller auf Umsetzung des 
EuGH-Urteils in eine faire Ausnahmeregelung betreffend die Frühjahrsjagd verletzt?

Könnte die Kommission näher erläutern, warum die von der maltesischen Regierung vorgeschlagene 
dreiwöchige Jagdsaison „nicht mit dem EuGH-Urteil des letzten Jahres in Einklang steht“, 
insbesondere nachdem zwei Jahre lang keine Jagdsaison im Frühjahr stattgefunden hat?

Wie kann die Kommission ihre Entscheidungen zur maltesischen Ausnahmeregelung betreffend die 
Frühjahrsjagd rechtfertigen, wenn aufgrund der von Malta verweigerten Mitarbeit an 
Erkundungsmissionen keine Informationen aus erster Hand vorliegen?

Ist es richtig, dass die Kommission der maltesischen Regierung im Fall der Anwendung der 
Ausnahmeregelung mit rechtlichen Schritten gedroht hat?


